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Anwerbung, berufliche Entwicklung und Verbleib 

von qualifizierten Lehrerinnen und Lehrern

- Länderbericht: Deutschland -

(September 2004)

Zusammenfassung und erste Bewertung aus der Sicht der Kultusministerkonferenz

1. Einleitung: Zweck der OECD-Lehrerstudie und Aufbau des Berichts

Am OECD-Projekt „Anwerbung, berufliche Entwicklung und Verbleib von qualifizierten Lehrerinnen und Lehrern“ (Attracting, Developing and Retaining Effective Teachers) haben 25 Länder teilgenommen. Das Projekt soll die Gestaltung der Lehrerpolitik im Hinblick auf eine Verbesserung der Unterrichts- und Lernbedingungen in den Schulen unterstützen.

Die wichtigsten Ziele des Projektes sind:

· Synthese von Forschungsarbeiten über Fragen im Zusammenhang mit  Politikmaßnahmen, die die Anwerbung, Einstellung, Sicherung des Verbleibs und die berufliche Entwicklung qualifizierter Lehrerinnen und Lehrer betreffen;

· Identifizierung innovativer und erfolgreicher Politikinitiativen und Vorgehensweisen;

· Erleichterung des Austausches von Erkenntnissen und Erfahrungen zwischen den Ländern;

· Identifizierung von Optionen, die die politischen Entscheidungsträger in Erwägung ziehen könnten.

Es werden zwei komplementäre Untersuchungsansätze verfolgt:

-
der analytische Ansatz:

Analyse der Faktoren, die die Anwerbung, berufliche Entwicklung und Sicherung des Verbleibs qualifizierter Lehrerinnen und Lehrer beeinflusst (durch Länderhintergrundberichte, Sichtung der Fachliteratur, Datenanalysen und Auftragsstudien);

-
der thematische Länderprüfungsansatz:

Besuche von externen Expertenteams in Schulen.

Deutschland hat an beiden Ansätzen teilgenommen. Die Besuche des Expertenteams fanden im September 2003 statt. Darin vertreten waren Bildungsforscher und ‑politiker aus Ungarn, Schweden und dem Vereinigten Königreich. Besucht wurden die Länder Baden-Württemberg, Brandenburg, Hamburg und Nordrhein-Westfalen.

Der Bericht des Expertenteams ist im Wesentlichen in vier Abschnitte gegliedert:

-
Kontext und Hauptmerkmale der Lehrerpolitik 

-
Stärken der Lehrerpolitik und sich hier stellende Herausforderungen

-
Prioritäten für die weitere Konzipierung bildungspolitischer Maßnahmen

-
Schlussbemerkungen.

2. Kontext und Hauptmerkmale der Lehrerpolitik
Der Bericht stellt zunächst das föderale System mit seinen Zuständigkeiten im Bildungssystem dar. Daran schließen sich Erläuterungen des deutschen Bildungssystems und seiner Verwaltungsstrukturen wie auch die Darstellung der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Faktoren, die einen Wandel nötig machen, an.

Anschließend werden Informationen über das deutsche Bildungssystem und Beobachtungen des Expertenteams dazu im Hinblick auf 

· das System von Bildung und Schule, 

· strukturelle Merkmale des Schulsystems,

· Lehrerbildung und berufliche Entwicklung,

· den Lehrerarbeitsmarkt,

· Status, Karriere und Anreize,

· Lehrertätigkeit in Schulen und

· Qualitätssicherung, Rechenschaftslegung und Management

vermittelt.

3. Stärken der Lehrerpolitik und sich hier stellende Herausforderungen

In diesem Kapitel wird der Status quo beschrieben. Es werden Vor- und Nachteile einzelner Elemente der folgenden Bereiche aus Sicht des Expertenteams festgestellt:

· Schulsystem und Verwaltung der Lehrerpolitik

· Lehrererstausbildung

· die berufliche Fort- und Weiterbildung der Lehrer

· der Lehrerarbeitsmarkt

· Laufbahnstruktur und Anreize für die Lehrer

· die Arbeitssituation der Lehrkräfte

· Schulmanagement und –leitung

· Evaluation und Rechenschaftslegung.

Die wesentlichen Feststellungen des Expertenteams zu den oben genannten Punkten werden im Kapitel „Prioritäten für die weitere Konzipierung bildungspolitischer Maßnahmen“ aufgenommen.

4. Prioritäten für die weitere Konzipierung bildungspolitischer Maßnahmen

Nach Ansicht des Expertenteams sind die Lehrerinnen und Lehrer die wichtigste Ressource der Schulen und die Qualität der Schulbildung hinge entscheidend davon ab, dass sichergestellt werde, dass fähige Kräfte den Lehrerberuf ergriffen und in ihm verbleiben wollten und dass ihnen die jeweiligen Arbeitsbedingungen und die ihnen gebotene Unterstützung helfen würden, ihr Potential voll zu entfalten. Es würden sechs strategische Prioritäten identifiziert, die bei der weiteren Konzipierung bildungspolitischer Maßnahmen als Orientierungshilfe dienen könnten. Diese Prioritäten seien:


1.
Schaffung eines neuen Lehrerleitbildes

2.
Verbesserung der Vorbereitung auf den Lehrerberuf und der Lehrerfort- und -weiterbildung


3.
Sicherstellung eines angemessenen qualifizierten Lehrkräfteangebots


4.
Verbesserung der Laufbahnstruktur und der Anreize für Lehrkräfte


5.
Stärkung der Rechenschaftslegung


6.
Die Modernisierung von „Governance“ und Management 

Das Expertenteam stellt zutreffend fest, dass Entwicklungen dazu bereits im Gange sind, aber bisher nicht zu einen kohärenten Gesamtkomplex zusammengeführt worden sind.

Die von dem Expertenteam aufgestellten Prioritäten müssen im Einzelnen noch von den Ländern geprüft werden; wobei generell zu sagen ist, dass viele vorgeschlagenen Maßnahmen in einigen Ländern schon erprobt werden.

zu Priorität 1: Schaffung eines neuen Lehrerleitbildes

Die Experten sind der Meinung, dass veränderte gesellschaftliche Bedingungen bzw. zukünftige Anforderungen eine Neudefinition des Lehrerleitbildes erforderlich machten. In diesem Lehrerleitbild sollten sich folgende Faktoren widerspiegeln:


1.
die zunehmende Heterogenität der Schülerpopulation und die größere Wahrscheinlichkeit, dass die Lehrkräfte auf die Bedürfnisse von Schülerinnen und Schülern eingehen müssen, die aufgrund verschiedener Handicaps, von Lernschwierigkeiten, sozialer Nachteile oder besonderer Fähigkeiten in ihrem Unterricht auch eine besondere Art der Betreuung brauchen,


2.
die immer stärker werdende Betonung der Notwendigkeit, jeder Schülerin und jedem Schüler individuelle Unterstützung zukommen zu lassen und neue kreative Methoden zu nutzen, mit denen sie effektiver und motivierter aktiviert werden können,


3.
die wachsende Bedeutung der Schule als Organisation mit Schwergewicht auf intensiver interner Kommunikation und Kooperation, Teilhabe an gemeinsamer Strategieplanung, Qualitätsmanagement, Selbstevaluation und Planung der beruflichen Entwicklung. 

Die Definition des neuen Lehrerleitbildes würde dazu beitragen, die Ziele der Erstausbildung der Lehrerfort- und -weiterbildung sowie der täglichen Berufspraxis genauer zu fassen und zu klären. Dazu sollten Lehrerbildungsstandards entwickelt werden, die zu einem Instrument werden könnten, dass dem ganzen Bildungsbereich als Orientierungshilfe diene (Lehrerbildungs- und -fortbildungsprogramme, Akkreditierung von Lehrerbildungsprogrammen und Einrichtungen).

An das Lehren müssten hohe Erwartungen geknüpft werden, und Lehrkräfte müssten nachweisen können, dass sie diesen Erwartungen gerecht würden. Eine Qualitätskultur mit Elementen wie „Feedback geben und empfangen“, „Kooperationen beim Evaluationsprozess“ und „Bereitschaft zu ständiger Verbesserung“ sollte zu einer zentralen Säule des neuen Lehrerleitbildes werden. Evaluation und Verbesserung der Lehrertätigkeit sei eine entscheidende Voraussetzung für die fortdauernde Unterstützung der Schulen durch die Öffentlichkeit.

Die Kultusministerkonferenz hat sich bereits im Jahr 2000 mit einer Definition des Lehrerleitbildes befasst und mit den Lehrerorganisationen die „Bremer Erklärung“ beschlossen, in der die Aufgaben der Lehrkräfte formuliert werden. Darüber hinaus hat sich eine von der Kultusministerkonferenz eingesetzte Kommission mit dem Leitbild innerhalb ihrer Arbeit zu den „Perspektiven der Lehrerbildung in Deutschland“ (2000) befasst. Eine weitere Differenzierung des Lehrerleitbildes wird durch die „Standards für die Lehrerbildung“, die zur Zeit entwickelt werden, erfolgen.
zu Priorität 2: Verbesserung der Vorbereitung auf den Lehrerberuf und der Lehrerfort- und ‑weiterbildung

Eine der Stärken des deutschen Modells der Lehrerbildung wird darin gesehen, dass es dem „Nutzer“, d.h. dem Schulbereich, gute Möglichkeiten bietet, eine Kontrolle über die Struktur und den Inhalt der Ausbildung auszuüben. Ebenfalls positiv wird die zweite Phase der Lehrerbildung hervorgehoben. Sie böte eine einzigartige Gelegenheit zum „Lernen im Beruf“.

Es wird geraten, das Augenmerk in der Bildungspolitik von der Erstausbildung der Lehrkräfte auf die Berufseinstiegsphase und die berufliche Fort- und ‑weiterbildung zu verlagern. Trotz der vielen bevorstehenden Pensionierungen der Lehrkräfte in Deutschland seien die meisten Lehrerinnen und Lehrer, die in fünf bis zehn Jahren im Schuldienst beschäftigt sein würden, bereits heute dort tätig. Es bedürfe deshalb einer gewissen Umverteilung der Ressourcen bezogen auf die einzelne Lehrkraft zum Ausbau der Fortbildung.

Institutionelle Reformen, die auf die Schaffung eines neuen Gleichgewichts zwischen der ersten und zweiten Phase der Erstausbildung bzw. auf die Verschmelzung beider Phasen abzielten, sollten folgende Bedingungen erfüllen:

1.
Verkürzung der Erstausbildungsdauer

2.
stärkere Betonung der praxisbezogenen Komponenten der Erstausbildung

3.
Unterstützung der Schulen, damit diese eine wichtige Rolle bei der Erstausbildung spielen könnten und auch den Berufseinstieg wesentlich prägten

4.
eine institutionelle Struktur der Erstausbildung, die sicherstelle, dass die Arbeitgeber und der Berufsstand der Lehrer Einfluss auf Bildungsinhalte und Beurteilungen hätten

5.
Veränderungen, die zu einer Verringerung der fächer- und schulartbezogenen Fragmentierung führten

6.
Verwendung der potentiell durch die Verkürzung der Erstausbildung freigesetzten Ressourcen für die Verbesserung des Berufseinstiegs und der beruflichen Fort- und Weiterbildung.

Es sei sicherzustellen, dass bei der Kürzung der Erstausbildung nicht die praktischen Erfahrungen in der Schule geopfert würden. Außerdem müssten neue Formen der Partnerschaft zwischen den Lehrerausbildungsstätten und den Schulen entwickelt werden. Dazu gehöre auch, dass den Schulen Ausbildungskapazitäten und die Ressourcen zur Verfügung gestellt werden müssten, die sie brauchten, um die auszubildenden Lehrkräfte angemessen beobachten und unterstützen zu können. Durch das föderale System in Deutschland böten sich Möglichkeiten für die Durchführung von Pilotvorhaben. Hilfreich sei außerdem ein landesweites Programm zur Erziehung und Vermittlung eines hohen Qualitätsniveaus sowie effizienter Partnerschaften mit den Schulen.

Es wird vorgeschlagen, für die an der schulpraktischen Ausbildung teilnehmenden Schulen klare Standards aufzustellen und bei der Auswahl der Schulen für diese Aufgaben ein auf diesen Standards basierendes Akkreditierungsverfahren anzuwenden. Die Schulen sollten einen besonderen Status bekommen, der ihnen u. U. gewisse Privilegien einräume, aber auch strenge Pflichten auferlege. Dazu gehörten regelmäßiges internes Qualitätsmanagement, regelmäßig externe Evaluation, aktive Teilnahme in Bildungsforschung und Bildungsexperimenten, aktive Teilnahme an der schulpraktischen Ausbildung sowie der Fortbildung bereits tätiger Lehrkräfte. Die Anerkennung von Lehrkräften mit entsprechenden Verantwortlichkeiten sollte durch einen höheren Laufbahnstatus und höhere Bezüge erfolgen. 

Durch die vorgeschlagenen Änderungen in der Lehrererstausbildung könnten die Länder Einfluss auf die Ausbildung verlieren. Dieser Einfluss werde jedoch als besondere Stärke des deutschen Systems gesehen. Es könnte auf dieser Stärke aufgebaut werden, wenn man sicherstelle, dass der Berufsstand der Lehrer selbst eine aktivere Rolle bei der Festlegung der Lerninhalte und der Akkreditierung spiele und ein neuer institutioneller Rahmen für die Lehrerausbildung geschaffen würde (z. B. die Einrichtung größerer Lehrerbildungseinheiten mit mehr Autonomie an den Hochschulen). Dies könnte ein Faktor für die Akkreditierung der Lehrerbildungsfunktion der Hochschulen werden. Außerdem sollte erreicht werden, dass der Lehrerausbildung die neuesten Informationen und Daten aus der Forschung zuflössen.

Darüber hinaus wird vorgeschlagen, eine Einrichtung von Lehrerberufsorganisationen (wie dem General Teaching Council in England) einzurichten. Diese Organisationen könnten einen Mechanismus für eine vom Berufsstand ausgehende Normsetzung und Qualitätssicherung in den Bereichen Lehrerausbildung, Lehrkräfteleistungen und Karriereentwicklung bieten.

Eine aktive Beteiligung der Lehrerausbildungseinrichtungen an der Fortbildung praktizierender Lehrerinnen und Lehrer sollte sichergestellt werden, vorausgesetzt, die Fortbildung würde entsprechend den Erfordernissen der Schulen organisiert. 

Die starke Fragmentierung in der Lehrerbildung sollte teilweise aufgehoben werden. Wenn Lehrkräfte durch ihre Ausbildung breiter einsetzbar wären, würde auch das Schulsystem in seiner Anpassungsfähigkeit an sich ändernde Gegebenheiten flexibler. Im Hinblick auf die Verwirklichung der Bologna-Grundsätze im Bereich der Lehrerausbildung sollten die Länder den Zugang zum Lehramtsstudium flexibler gestalten. Es sollte den Neulehrerinnen und ‑lehrern ermöglicht werden, eine Entscheidung zwischen den verschiedenen Optionen der fragmentierten Lehramtslaufbahn auf einen späteren Zeitpunkt zu verschieben. 

Außerdem sollte bei der Lehrerausbildung größeres Gewicht auf die Schulevaluation, die Beziehungen zu den Kollegen, die Eltern und die Rechenschaftslegung gegenüber der Öffentlichkeit gelegt werden. Es sollten Projekte konzipiert werden, die darauf abzielten, das pädagogische Repertoire und das methodologische Instrumentarium der Lehrerbildungsstätten durch eine Verbesserung der Innovationspraxis und gegenseitiges Lernen zu erneuern und zu bereichern. Durch die Regulierung der Lehramtsprüfungen auf Länderebene könnten solche Entwicklungen gefördert werden.

Das Expertenteam gibt hier interessante Anregungen, die von den Ländern im Einzelnen zu prüfen sein werden.

Einige Länder haben bereits Maßnahmen zur besseren Verzahnung von Studienanteilen und Praxisanteilen ergriffen, z. B. indem sie Anteile der zweiten Phase vorziehen. Viele Länder sind außerdem dabei, ihre Lehrerbildung zu reformieren. Dazu werden unter anderem Bachelor/Master-Studiengänge für die Lehrerbildung entwickelt. Die Kultusministerkonferenz erarbeitet dazu gemeinsame Strukturvorgaben. Auch durch die Entwicklung der „Standards für die Lehrerbildung“ werden neue Impulse für die Lehrerbildung erwartet.
zu Priorität 3: Sicherstellung eines angemessenen qualifizierten Lehrkräfteangebots

Das Expertenteam schätzt die Empfehlungen, die die KMK in ihrem Beschluss „Maßnahmen zur Deckung des Lehrerbedarfs“ von 2001 gegeben hat, als richtig ein. Sie bezögen sich auf

1.
Werbemaßnahmen

2.
Abbau von Mobilitätsbeschränkungen zwischen den einzelnen Bundesländern

3.
Nachqualifizierungsprogramme, die es Lehrkräften ermöglichten, zusätzliche Qualifikationen in Mangelbereichen zu erwerben

4.
größere Flexibilität in Hochschulstudiengängen

5.
Möglichkeiten für Seiteneinsteiger und

6.
Erhöhung der finanziellen Attraktivität des Lehrerberufs.

Positiv wird ferner die Auswahl der Lehrkräfte durch die Schulen gewertet. Um Ungerechtigkeiten zu vermeiden, müsste jedoch die Rolle der Schulen bei der Lehrkräfteauswahl von den Länderbehörden genau überwacht und evaluiert werden, und es müssten Mechanismen verankert werden, die sicherstellten, dass die Mitglieder der Auswahlgremien entsprechend geschult seien und transparente gemeinsam vereinbarte Verfahren anwendeten.

Eine hohe Priorität bestehe darin, sicherzustellen, dass Lehrkräfte ermutigt und unterstützt würden, ihre Kenntnisse ständig zu überprüfen und ihre Berufspraxis zu verbessern. Das Expertenteam hält den Beamtenstatus dazu für nicht geeignet. Es zöge einen Beschäftigungsstatus vor, der folgende Aspekte umfasse:

-
Verträge, die eine Überprüfung der Eignung und Befähigung nach einer bestimmten Frist (ca. fünf bis sieben Jahre) vorsehe. Entlassungen oder Versetzungen in die Administration wären möglich.

-
Optionen für Lehrkräfte, ihre Lehrpraxis und damit auch ihre Fähigkeit zu verbessern, die von ihnen angestrebte berufliche Position zu erreichen und dabei die sich wandelnden Erfordernisse der Schule zu erfüllen.

-
Lehrerevaluation und Evaluation der Evaluierenden, Mechanismen, um auf unzureichende Leistungen reagieren zu können (Unterstützung, Kündigung oder Versetzung bzw. eine andere Tätigkeit außerhalb des Lehrerberufs).

Es werden folgende Strukturveränderungen angeraten:

1.
mehr Beförderungsmöglichkeiten

2.
andere, nicht gehaltspezifische Komponenten der Gesamtbesoldung von Lehrkräften

3.
Zulagen zur Differenzierung der Lehrkräfte auf der Basis schwieriger Arbeitsbedingungen oder der Tätigkeit in Mangelbereichen

4.
Erhöhung der Mobilität der Lehrkräfte zwischen verschiedenen Schulen und über Ländergrenzen hinweg.

Anreize über finanzielle Zulagen hinaus für die Tätigkeit an „schwierigen“ Schulen könnte eine Senkung der Unterrichtsverpflichtung oder kleinere Klassen sein (z. B. an Schulen in sozialen Brennpunkten).

Eine Angebotsausweitung könnte auch durch die Aktivierung eines potentiellen Reservoirs erreicht werden. Auch teilzeitbeschäftigte Lehrkräfte könnten unter Umständen zur Übernahme zusätzlicher Aufgaben gewonnen werden. Ebenso sei es sinnvoll, Maßnahmen zu entwickeln, um besonders erfahrene Lehrkräfte zum Verbleib im Schuldienst zu bewegen (z. B. durch gezielte Aktivitäten zur beruflichen Entwicklung, Reduzierung der Unterrichtsdeputate und der Gesamtarbeitszeit sowie neue Aufgaben, z. B. Lehrplanaufstellung, Beratung anderer Schulen und Betreuung von Berufsanfängern im Schuldienst).

Dass dem Lehrermangel in einigen Gebieten der Bundesrepublik Deutschland ein Lehrerüberschuss in anderen gegenüberstehe, hinge auch mit einem auffallenden Kommunikationsmangel zwischen den Ländern in Bezug auf den Lehrkräftebedarf zusammen. Die Informationen über die Lehrereinstellungsbedingungen sollten deshalb auf breiter Ebene zugänglich gemacht werden.

Außerdem sollte ein Pool von Lehrkräften eingerichtet werden, die im Vertretungsfalle einspringen könnten. Dies könnte auch eine Möglichkeit des Neueinstiegs sein für ehemalige Lehrkräfte, die in ihre Vollzeitlehrertätigkeit zurückkehren möchten.

Die Kultusministerinnen und –minister versuchen, eine planvolle Lehrerversorgung sicher zu stellen. Wie der Bericht des OECD-Expertenteams heraushebt, liegt einer der Vorteile des deutschen Systems in seiner Flexibilität auf Engpässe mit Pools von Vertretungslehrern, der befristeten Einstellung von Ersatzlehrern oder der Einstellung von „Seiteneinsteigern“ reagieren zu können.

In der Vergangenheit haben einige Länder Lehrer nicht als Beamte, sondern als Angestellte eingestellt. Die Vorschläge des Expertenteams zielen aber sicher auf einen neuen Angestelltenstatus hin, der nicht mit dem Bundesangestelltentarif vergleichbar ist. Der Bericht sieht ausdrücklich Entlassungen zur Qualitätssicherung des Unterrichts vor. Diese Möglichkeit würde jedoch ein im Bericht an anderer Stelle hervorgehobenes Attraktivitätsmerkmal (Arbeitsplatzsicherung durch Beamtenstatus) des Lehrerberufes aufheben.
zu Priorität 4: Verbesserung der Laufbahnstruktur und der Anreize für Lehrkräfte

Das Expertenteam betrachtet die Transparenz bei den Einstellungen als eine Stärke des Lehrerarbeitsmarktes. Bewerberinnen und Bewerber könnten sicher sein, dass sie für alle Stellen, auf die ihr Profil zutreffe, in Betracht gezogen würden. Positiv wird auch die zunehmende Einbeziehung der Schulen bei der Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber gewertet. Nicht nur könnten hiermit die Personalanforderungen der Schule berücksichtigt werden, sondern eine Auswahl der Schulen könnte auch die Schaffung einer Schulidentität unterstützen.

Als besonderen Vorteil sieht das Expertenteam durch die Möglichkeit, „Seiteneinsteiger“ einzustellen. Einerseits ermögliche dieses Verfahren, Lehrermangel zu überbrücken, andererseits könnten die Schulen damit auf ein breites Spektrum an Qualifikationen und Fachkenntnissen zurückgreifen. 

Die berufliche Bildung wurde besonders hervorgehoben. Durch das duale System sei ein enger Kontakt zu Wirtschaft hergestellt. Lehrkräfte könnten damit auch Praktikumsmöglichkeiten in der Wirtschaft nutzen.

Darüber hinaus zeige sich eine große Flexibilität des deutschen Systems in der Reaktion auf die Bedürfnisse der Schulen. Durch die Möglichkeiten, bei zurückgehenden Schülerzahlen Lehrkräfte eine gewisse Zeit auf Teilzeitbasis arbeiten oder sie kranke Kolleginnen und Kollegen vertreten und damit Überstunden machen zu lassen sowie befristet Ersatzlehrkräfte einzustellen, ließe sich leicht der Bedarf der Schulen decken.

Die Durchschnittsgehälter der Lehrkräfte seien durchaus konkurrenzfähig. Dies gelte sowohl im Vergleich zu anderen Berufen ähnlicher Qualifikation in Deutschland als auch zu Lehrkräften in anderen Ländern. Sie zählten zu den besten im OECD-Raum.

Positiv würde sich nach Ansicht des Expertenteams Folgendes auf die Struktur von Lehrerkarrieren auswirken:

1.
zusätzliche Differenzierung

2.
Konsistenz zwischen den Schulniveaus und Schularten

3.
eine engere Beziehung zu anderen Aspekten als Qualifikation und  Dienstalter.

„Differenzierung“ bedeute die Schaffung weiterer Beförderungsmöglichkeiten, indem Stellen eingerichtet würden, die mit spezifischen Aufgaben und Rollen verbunden seien.

„Konsistenz zwischen den Schulniveaus und Schularten“ meine, dass für alle Schularten und Schulebenen eine zusätzliche Laufbahndifferenzierung eingeführt werden sollte. Andere Aspekte als Qualifikation und Dienstalter für einen Aufstieg heranzuziehen, böte die Möglichkeit, die bestqualifizierten Kräfte dazu zu ermutigen, neue Rollen zu übernehmen, um hierfür anerkannt und belohnt zu werden. Besoldungsstufen innerhalb der Besoldungsgruppen könnten mit den Leistungen der Lehrkraft in Relation gebracht werden.

Die Honorierung von Lehrerleistungen in Form von Zeitausgleich, Sabbatzeiten, Zuschüssen zu den Gebühren für weiterführende Hochschulstudien oder Möglichkeiten der schulinternen Fortbildung könnte die z. T. fehlende Flexibilität in Bezug auf Gehaltserhöhungen kompensieren und zusätzliche Anreize bieten, um Personen für den Lehrerberuf zu gewinnen bzw. als Lehrkräfte zu halten.

Der flexible Arbeitszeitansatz, ebenso wie die Möglichkeit, eine Zeit lang außerhalb der Schule tätig zu sein, als wichtiger komparativer Vorteil der Lehrerlaufbahn wird positiv gesehen und sollte beibehalten werden. Das Problem der Unausgeglichenheit der Hürden während der Berufslaufbahn könnte folgendermaßen gelöst werden:

1.
Übergang zu einem System, bei dem alle Lehrkräfte in regelmäßigen Abständen (z. B. alle fünf bis sieben Jahre) einen erneuten Befähigungsnachweis erbringen müssten

2.
Verstärkung der Leistungsbezogenheit während der gesamten Berufslaufbahn

3.
Verkürzung der Probezeit für Berufsanfänger. Zudem sollten Anstrengungen unternommen werden, um die Probezeit zu einem wirksameren Instrument der Identifizierung für den Beruf ungeeigneter Personen zu machen.

Es sollte der Versuch gemacht werden, erfahrene Lehrkräfte zum Verbleib im Beruf zu bewegen. Ein Grund für ihren Ausstieg könnten die fehlenden Karriereaussichten und Entwicklungsmöglichkeiten in der zweiten Laufbahnhälfte sein. Man sollte ihnen deshalb die Möglichkeit bieten, sich fachlich zu verbessern und Zugang zu neuen Rollen und Aufgaben zu erlangen (z. B. als Mentor für Berufsanfänger, Schulprojektkoordinator). Ebenso könnte eine Verringerung der Arbeitszeitbelastung für Lehrkräfte hilfreich sein.

Schon bisher sind den Schulen Stundenpools zur Verfügung gestellt worden, um Zusatzaufgaben von Lehrkräften mit Deputatsstunden abzudecken. Leistungsrelevante Elemente in der Bezahlung wurden bereits von einigen Ländern eingeführt. Wie weit Vorschläge des Expertenteams bei den Aufstiegsmöglichkeiten für Lehrkräfte Berücksichtigung finden könnten, müsste in den Ländern geprüft werden. 

Im Kern zielen die Vorschläge auf die Abschaffung des Beamtenstatus bzw. des Bundesangestelltentarifes für die Lehrkräfte. Der Bericht des OECD-Expertenteams benennt andererseits die Anstellungssicherheit durch den Beamtenstatus als ein wesentliches Attraktivitätsmerkmal des Lehrerberufes. Inwieweit diese Vorschläge Aussicht auf Realisierung haben, müsste in den Ländern und mit den Lehrerorganisationen erörtert werden. 

Die vorgeschlagenen Veränderungen würden größere Umwälzungen erfordern, die auch im Kontext mit Landesgesetzen zu sehen sind (v.a. beim Beschäftigungsstatus). Die Idee einer Stärkung von Evaluation und Rechenschaftslegung wird befürwortet.

Festzustellen ist, dass die über dem Durchschnitt der OECD-Länder liegenden Gehälter deutscher Lehrer keinen Anlass geben, eine Reduzierung vorzuschlagen, sondern es werden die Möglichkeiten von leistungsbezogenen Zuschlägen vorgestellt.

zu Priorität 5: Stärkung von Evaluation und Rechenschaftslegung

Als richtig wird der gegenwärtige Trend zur Verbindung einer größeren Eigenverantwortung der Schulen mit einer stärkeren Betonung von Rechenschaftslegung und Qualitätssicherung gesehen und eine nachdrückliche Unterstützung wird angeraten. Dazu sollten klare Richtlinien für Leistungsnachweise seitens der Schulen erarbeitet werden. Es gelte, Qualitätsziele und Vorgaben festzulegen, die sich als konsistenter Bestandteil der jährlichen Planungsprozesse der Schulen überwachen ließen. Dabei könnten auch persönliche Ziele für die Lehrkräfte in die Schulentwicklungspläne aufgenommen werden. Allerdings müssten dafür die erforderlichen Ressourcen bereitstehen. 

Regelmäßige Personalbeurteilungen müssten durchgeführt werden, um der Lehrertätigkeit eine größere Bedeutung zuzumessen, gute Leistungen anzuerkennen und zu würdigen sowie sicherzustellen, dass weniger erfolgreiche Lehrkräfte die notwendige Unterstützung, Betreuung und Fortbildung erhielten. Selbstevaluation und die Evaluation durch Kolleginnen und Kollegen sollte als normale, von professioneller Einstellung zeugender Aspekt betrachtet werden. Hierzu seien auch schulinterne Fortbildungen in Evaluationsprozessen und entsprechende Dienstbefreiungen im Rahmen der Schulorganisation erforderlich.

Aus Ansicht des Expertenteams sie dazu die Identifizierung bzw. Einrichtung von Fachzentren für Qualitätsverbesserung und Leistungsmanagement in Schulen nötig. Die gemeinsame Einrichtung einer bundesweiten Institution für die Verbesserung der Bildungsqualität durch Bund und Länder sei ein vielversprechender Schritt, um das Augenmerk auf die Notwendigkeit von Qualitätsverbesserungen zu richten, die wichtigsten Akteure einzubeziehen, die Wissensbasis zu verbessern und empfehlenswerte Verfahrensweisen zu verbreiten.

Das erfordere die Konzipierung eines neuen Berufsprofils der Experten für Bildungsevaluation und Qualitätsverbesserung. Die Evaluation sollte als neue Fachaufgabe von der gesetzlichen und administrativen Schulaufsicht getrennt werden. Die Hochschulen sollten dafür die Entwicklung spezieller Ausbildungsprogramme ins Auge fassen. Die Angebote von Unternehmen, eine aktive Rolle in diesem Prozess zu übernehmen, sollten berücksichtigt werden.

Generell sind hier die Länder bereits auf einem guten Weg. Nach PISA 2000 wurden innerhalb der von der Kultusministerkonferenz beschlossenen Handlungsfelder Maßnahmen zur Evaluation und Qualitätssicherung ergriffen. 

zu Priorität 6: Modernisierung von „Governance“ und Management

Eines der wichtigsten Elemente für die weitere Entwicklung der Lehrerpolitik in Deutschland sieht das Expertenteam in der Umgestaltung des Regulierungsumfeldes. Nach seiner Meinung könnte das Potential der föderalen Struktur genutzt werden, um die Entwicklung des deutschen Bildungswesens voranzutreiben. 

Die Übertragung administrativer Aufgaben und die Versetzung von Personal von den Länderbehörden an die Gemeinden wird befürwortet. Jedoch sollte das nicht zu einer Verstärkung des komplizierten Systems beitragen. 

Das Expertenteam empfiehlt, den Prozess, den Schulen mehr Eigenverantwortung zu übertragen und sie anpassungsfähiger zu machen, zu beschleunigen und zu erweitern. Die Schulen sollten aufgefordert werden, ein Schulentwicklungsprogramm als Strategiepapier mit bestimmten Standardelementen auszuarbeiten, z. B. Selbstevaluation, Definition schulspezifischer Entwicklungsziele, Identifizierung von Schritten zur Erreichung dieser Ziele und Entwicklung von Evaluationsstrategien, um zu prüfen, ob die Ziele erreicht und die nötigen Anpassungen durchgeführt würden. Die Rolle der Schulen bei der Gewinnung von Lehrkräften sollte durch die generelle Ausschreibung freier Stellen und Organisation von Einstellungsgesprächen durch die Schulen gestärkt werden. Die experimentelle Einführung moderner Qualitätsmanagementtechniken in Schulen sollte noch mehr gefördert werden.

Es sei notwendig, die Rolle der zentralen Behörden in Richtung auf die Lenkung und Überwachung des Systems Qualitätssicherung und Unterstützung der Schulen bei der Wahrnehmung ihrer neuen Aufgaben hin zu wandeln. Zur Festlegung von Standards für Schulmanagementausbildungsprogramme sei die gemeinsame Anstrengung von Bildungsbehörden und Schulen notwendig. Diese sollten auf einem neuen Leitbild des Schulleiters basieren.

Eine Qualifikation im Bereich des Schulmanagements sollte schrittweise zu einer formalen Bedingung für Personen gemacht werden, die sich als schulische Führungskräfte bewürben bzw. eine Verlängerung ihrer Tätigkeit in einem solchen Amt anstrebten. Der Schulleiter und andere Führungspositionen im Schulwesen sollten auf der Basis von befristeten verlängerbaren Verträgen besser entlohnt werden.

Es muss ein neues Aufsichtsmodell geschaffen werden, das auf dem Konzept der autonomen Schule basiert. Der z. Z. in mehreren Ländern laufende Prozess der Trennung der fachlichen und administrativen Aufsicht (z. B. durch die Übertragung administrativer Aufgaben an die Gemeinden) sollte fortgesetzt werden, desgleichen die Förderung der Entwicklung der Aufsichtsbehörden zu professionellen Evaluationsagenturen.

In den Ländern werden bereits Maßnahmen – z. T. versuchsweise - umgesetzt, die den Schulen und den Schulleitungen mehr Autonomie verleihen. Dazu gehört auch die Auswahl neuer Lehrerinnen und Lehrer für zu besetzende Stellen. Ebenso ist die Ausbildung der Schulleiterinnen und Schulleiter in den Blickpunkt gerückt. In den Ländern werden bereits Managementkurse für diesen Personenkreis angeboten.

6. Schlussbemerkungen
Das Expertenteam kommt zu dem Schluss, dass sich das deutsche System in einer schwierigen, aber fruchtbaren Phase des Umbruchs befindet. Die bereits in Gang gesetzten Innovationen und Initiativen beginnen, sich zu zeigen. Allerdings ist nicht abzusehen, wie lang die Übergangsphase dauern wird und wie tiefgreifend die Veränderungen sein werden. Die wesentlichen strukturellen und regulatorischen Merkmale sind bisher nahezu unverändert geblieben. Bei den Betroffenen, sprich Lehrkräften, Schülern etc., ist zur Zeit ein großes Maß an Unsicherheit festzustellen, die ihre Ursache im Wandel des Bildungswesens haben.

Das Expertenteam stellte in Deutschland einen breiten Konsens über die Notwendigkeit von Veränderungen im Bildungssystem fest. Entscheidende Elemente einer Bildungsreform seien bereits vorhanden. Viele konkrete Maßnahmen seien eingeleitet, die bereits Elemente einer kohärenten Reformstrategie bilden oder mindestens zu einer solchen Strategie zusammengefügt werden könnten, obwohl die Umstellung sehr vorsichtig eingeführt würden und der angestrebte Zeithorizont oft sehr lang sei.

Die relativ späten Reform- und Verbesserungsprozesse im Bildungswesen in der Bundesrepublik könnte sich als Vorteil erweisen, weil dadurch die Erfahrungen anderer Länder gewinnbringend eingebracht werden könnten. Durch den Reformansatz, der nämlich umfassende Mechanismen und Foren berücksichtigt, könnte der Prozess des Wandels schleppend und unsicher wirken. Dieses Verfahren könnte aber vorteilhaft sein, weil sich durch die Konsultationsprozesse ein breiter Konsens über die Richtung der Veränderungen herausgebildet hat und damit mit breiter Unterstützung erfolgen könne.

Die Kultusministerinnen und –minister stellen ebenfalls die Notwendigkeit von Reformen im Bildungswesen und den Konsens und die Bereitschaft dazu fest. Auch sehen sie die ersten Maßnahmen greifen. Sie sehen wie das Expertenteam dabei die Möglichkeit, von den Reformversuchen anderer zu lernen und damit in Deutschland eine Reform durchzuführen, die ein wohldurchdachter Prozess mit nachhaltiger Wirkung ist.
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